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Rechte und Pflichten der ſtreitenden Theile im 
Adminiſtratiu - Brocelle ). 
Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Im Civil⸗Proceſſe gilt zwar im Ganzen der Grundſatz, daß 
die Rechte der ſtreitenden Theile gleich ſeien, allein nach manchen 
Beziehungen zeigt ſich doch, wie es vortheilhafter erſcheint, Geklagter, 
denn Kläger zu ſein. Die Schule deutet dieſe Vortheile an, wenn ſie 
allgemein ſich ausdrückt: Favorabiliores sunt partes rei quam ac- 
toris (l. 125 D. de reg. juris) und ſpeciell die Sätze hinſtellt: Actor 
sequitur forum rei — Actore non probante reus absolvitur u. 
ſ. w. Im Adminiſtrativ⸗Proceſſe iſt das anders; hier ſind die Rollen 
gleich, völlig gleich. Der Adminiſtrativ⸗Richter ſoll das Recht ver⸗ 
wirklichen und muß die materielle Wahrheit ſuchen. So ſteht der Ge⸗ 
klagte nach jeglicher Richtung vor ihm da, wie der Kläger, und non 
debet actori licere, quod reo non permittitur (I. 41, D. 50, 17). 
Wie nun die Adminiſtrativbehörden die ſtaatliche Aufgabe haben, 
die Wahrheit und das Recht zu ſuchen, ſo iſt es ethiſche Pflicht 
der ſtreitenden Theile zu dem Finden der Wahrheit und des Rechts 
mitzuwirken. Sie ſollen daher in ihren eigenen thatſächlichen Behaup⸗ 
tungen und in der Beantwortung der vom Gegner aufgeſtellten wahr, 
ganz wahr fein. Allerdings verbinden Adminiſtrativ⸗Recht und Admi⸗ 
niſtrativ⸗Proceß mit dem Läugnen keine beſonderen Folgen, z. B. keine 
poena dupli, wir wiſſen auch nichts von Folgen des muthwilligen 
Läugnens oder von rigoroſer Behandlung der muthwillig Streitenden ), 


) Vergl. Nr. 85 fig. und Nr. 49 fig. dieſer Zeitſchrift vom Jahre 1871, 
9 In dem Württemberg 'ſchen Geſetze, betreffend die Rechtsmittel in Ver⸗ 
waltungs⸗Juſtizſachen vom 13. November 1855, Nr. 28, heißt es ($ 17): „Muth⸗ 
willige Streitſucht ift nach Maßgabe der in dieſer Hinficht für die Civilgerichte 
geltenden Beſtimmungen zu beſtrafen“ und Cabantous, droit publie et admini- 
stratif (Paris, 1863) erzählt Seite 630, daß die Partei, welche vor dem eonseil 


wie das Privatrecht und der Civil⸗Proceß, allein das aliud lingua prom- 
tum aliud pectore inclusum gerere wird vom Adminiſtrativ⸗Richter mit 
ernſtem Unwillen empfunden. Jeder, der ſich in ſeine Dienſtzeit bei 
den gemiſchten Bezirksämtern zurückverſetzt, wird uns bezeugen, daß 
er einen Civil⸗Proceßact, durch welchen ſich das „Ich läugne“ wie 
ein rother Faden durchringelte, erträglich ruhig hat durchleſen können, 
— reflectirend in dem Kampfe um ihre vermeintlich zertretenen Pri⸗ 
vatintereſſen, ihr vermeintliches Privatrecht, ſcheuen oft die Parteien 
kein Mittel und betrachten das Läugnen als gute Vertheidigung — 
daß er jedoch, wenn im Adminiſtrativ⸗Proceſſe geleugnet wurde, Ent⸗ 
rüſtung ſpürte und äußerte. Die Geſellſchaft, der Staat, die öffentliche 
Ordnung wollen, daß, wo ſie berührt werden, Warheit herrſche. 

Die Sprache der Parteien im Adminiſtrativ⸗Proceffe ſoll an⸗ 
ſtändig ſein. Auch haben die Parteien ſich an die Sache zu halten, 
Weitſchweifigkeiten und nicht zur Sache Gehöriges“) zu vermeiden. 
Veritatis simplex oratio est. (Seneca.) Es iſt unnöthig, für die 
Parteien des Adminiſtrativ⸗Proceſſes, alle möglichen Angaben und Ein⸗ 
wendungen aufzuhäufen, vorſichtsweiſe zu behaupten und even⸗ 
tuelle Gegenreden zu machen, — der Adminiſtrativ⸗Richter iſt ſelbſt 
berufen, die Verhandlung zu vervollſtändigen und zu erſchöͤpfen, jo wie 
nichts von dem, was zur Aufklärung dienen kann, außer Acht zu 
laſſen. In dieſem Sinne kann man von ihm ſagen: „Procedat ex 
officio“. Selbſt die Recursinſtanz ordnet auf Befinden neue und neu⸗ 
erliche Erhebungen an, ohne daß es die Parteien begehren“). 

Weiters ſtellt ſich das als wichtig und hervorhebenswerth dar, 
daß im Adminiſtrativ⸗Proceſſe ſich die Parteien gegenſeitig im Liefern 
der Beweiſe behilflich ſein müſſen. Diesfalls beſteht die Parteienthä⸗ 
tigkeit nicht im Arbeiten für den eigenen Herd allein. Auch dem 
Gegner ſollen, wie ein Publiciſt romaniſcher Zunge ſagt, die Kohlen 
geliefert werden, auf daß er zur Beleuchtung der Wahrheit bei⸗ 
trage, — gleichviel wer ſchließlich erwärmt wird. Die Richtigkeit 
des Vorhergehenden erhellet vornehmlich im Beweiſe durch Urkunden, 
wo die Adminiſtrativbehörde oft und oft durch Ineidenzbeſcheide den 
einen Streittheil verhält, Documente, z. B. gemeindeämtliche Proto⸗ 
kolle, Heimatſcheinsregiſter, Armenverſorgungsverrräge, welche dem 
anderen Theile dienen, zu den Acten zu bringen. 

Eine der meiſtbeſprochenen Verbindlichkeiten der Litiganten im 
Civil⸗Proceſſe iſt endlich die, daß der Unterliegende ſeinem Gegner die 
ihm durch die Proceßführung verurſachten Koſten zu erſetzen, nicht 
weniger auch die Gerichtsgebühren zu bezahlen hat. In Frankreich 
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d'état im contentioſen Adminiſtrativverfahren bei der tieree-opposition (Verfah⸗ 
ren über Einſpruch wegen Nichtgehörtſeins) unterliege, zu einer Pön von 125 
Francs verurtheilt werde. 

) Koſtetzky, Syſtem der politiſchen Geſetze Böhmens (11. Theil) weist 
auf eine höchſte Verordnung vom 23. Jänner 1782 hin, wornach bei politiſchen Ein⸗ 
gaben Kürze und Deutlichkeit beſtehen, dagegen alle unnöthige Weitläufigkeit, Wieder⸗ 
holung und Verworrenheit im Vortrage vermieden werden ſollen. Es ſei Alles, aber 
auch nur dieſes anzuführen, was das Geſuch zu begründen fähig erſcheine. Erweite⸗ 
rungen und Verlängerungen ſeien abzuschneiden. 

) Hiermit hängt es zuſammen, daß Recurſe der höheren Inſtanz vorgelegt 
werden, ohue vorgängig dem Streitgegner mitgetheilt zu ſetn. 


ertftirt ebenmäßig eine ſolche Verbindlichkeit für den Adminiſtra⸗ 
tiv⸗Proceß. „Je ne vois aucun motif serieux qui püt autoriser 
une derogation au principe general en vertu duquel toute partie 
qui succombe doit &tre condamnée aux dépens“, betont Chau⸗ 
veau, code d'instruction administrative (Tome II, titre 4). Im 
Großherzogthum Baden gelten über die Pflicht zum Erſatz der Koſten 
bei Verwaltungsſtreitſachen die Beſtimmungen des Civil⸗Proceſſes 
(Weizel, das badiſche Geſetz über die Organiſation der inneren Ver⸗ 
waltung, Karlsruhe 1864.) 

Nicht ſo verhält es ſich mit dem öſterreichiſchen Adminiſtrativ⸗ 
Proceſſe, hier ſteht es vielmehr, wie folgt: 

Verhandlungskoſten (Stempelgebühren), nämlich Vergütungen, 
welche der Staat für die Verwaltungs⸗Rechtsſprechung von den Par⸗ 
teien in Anſpruch nimmt, dürfen politiſcherſeits nicht zuerkannt wer⸗ 
den und kommen nie zu vergüten. (Vgl. eine mit der Entſcheidung 
der Landesſtelle couforme Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
vom 30. Juli 1868, 3. 9226.) Dieſe Koſten muß die ſiegende Par⸗ 
tei verſchmerzen, iſt es doch die Pflicht des Staatsbürgers beizutragen, 
daß die öffentliche Ordnung, unter deren Verletzung auch er gelitten 
und an deren Herſtellung er ein mächtiges Intereſſe hat, beſtehe und 
geſchützt werde. 

Commiſſionskoſten, d. ſ. die Diäten⸗ und Reiſeauslagen, welche 
der außerhalb ſeines Amts fungirende Staatsbeamte oder Beamte 
eines autonomen Körpers verrechnen darf, trägt im adminiſtrativen 
Streite regelmäßig die unterliegende Partei, es ſei denn, daß der 
Staat an der Arrangirung der fraglichen Streitangelegenheit ein ſo 
hervorragendes Intereſſe beſitzt, daß es das der Parteien überwiegen 
muß. In dieſem Falle werden die in Rede befangenen Koſten aus 
dem Pauſchale oder der Caſſe der autonomen Behörde genommen. 
Es gibt jedoch Ausnahmsfälle, Fälle, bei denen die obſiegende 
Seite die Commiſſionskoſten auf ſich nehmen muß. Im Expropria⸗ 
tionsproceſſe z. B., wo der zu Expropriirende die Nothwendtgkeit und 
Zweckmäßigkeit der Expropriation beſtreitet, werden die in Rede ſte⸗ 
henden Koſten (Augenſcheins⸗Erhebungskoſten) von dem Expropriations⸗ 
ſucher, wenn er ſelbſt ſiegt, gezahlt. In derartigen Fällen werden 
auch die Auslagen für Sachverſtändige und Zeugen vom Sieger ge⸗ 
leiſtet. 

Sonſt aber ſind Zeugengebühren und Auslagen für Sachver⸗ 
ſtändige vom Beſiegten zu erſetzen. Freilich obliegt es der adminiſtra⸗ 
tiven Behörde darauf zu ſchauen, daß die Zahl der zu Vernehmenden 
gering ſei und find überhaupt dieſe Koſten auf's ſtrenge Bedürfniß 
des Imploranten derſelben herabzudrücken. 

Wegegebühren und Zehrgelder der ſiegreichen Partei werden von 
der ſachfälligen nicht erfetzt, eben fo wenig die beſonderen Koften, 
welche mit der Beiſchaffung von Beweismitteln verknüpft ſind. 

Ferner kann der gewinnende Theil die für Schriftenverfaſſung 
gemachten Auslagen nicht erſtattet begehren und da die Beiziehung 
von Advocaten im polittfchen Verfahren unnbthig iſt, da der Admi⸗ 
niſtrativ⸗Proceß keine „berufenen“ Rechtsfreunde kennt (vgl. Zeitſchrift 
für Verwaltung, Jahrgang II, S. 151 und 152), da Vertretungen 
rechtsfreundlicher Natur bet adminiſtrativen Verhandlungen nicht ge⸗ 
regelt ſind, ſo werden Advocaturskoſten im Adminiſtrativ⸗Proceſſe nicht 
vergütet. Vertretungen diesbezüglich begründen lediglich ein privat⸗ 
rechtliches Verhältniß zwiſchen Vertreter und Partei. (Vgl. Jahrgang 
IV dieſer Zeitſchrift, Seite 12.) 

Das im Civil⸗Proceſſe vorkommende Recht eines Armen auf 
einen unentgeltlichen Vertreter, der Armenanwalt, der Armenadvocat, findet 
ſich im Adminiſtrativ⸗Proceſſe nicht, wenigſtens dermalen nicht, denn das 
Inſtitut der Hofagenten ), welche den Armen, die ſich im politiſchen 
Angelegenheiten an ſie wenden oder die von den Stellen an ſie ge⸗ 
wieſen werden, die Hülfe unverweigerlich und gratis geben müſſen und 
ihnen mit Rath und That beiſtehen ſollen, ſogar die Erledigung zu 
betreiben haben, iſt obſolet geworden. Gegenwärtig kann der Arme, 
ſo wie überhaupt quilibet ex populo die Behörde der erſten Inſtanz, 
Gemeindeamt, Bezirkshauptmannſchaft, Ortsſchulrath, Bezirksausſchuß, 
ere angehen und das Anliegen zu Protokoll 
geben. 

Die Executionsführung geſchieht im Adminiſtrativ⸗Proceſſe immer 
auf Koſten des Executen. g 


) Koſtetzky a. a. O. 
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Schließlich ſei erwähnt, daß die unter dem Namen cautio pro 
expensis, Suecumbenzgeld, Calumnieneid im Civil⸗Proceſſe erſchei⸗ 
nenden Parteiverbindlichkeiten dem Adminiſtrativ⸗Proceſſe abſolut fehlen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei Beurtheilung der Giltigkeit einer in Beſchwerde gezogenen Ge⸗ 


meindewahl hat die politiſche Behörde ohne Beſchränkung zu prüfen 
ob der gewählten Perſon das active und paſſive Wahlrecht nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen überhaupt zukomme. 


Bei der Neuwahl des Gemeindeausſchuſſes in N. wurde Joſeph 
D., gegen deſſen Einbeziehung in die Wählerliſten eine Reclamation 
nicht eingebracht worden war, vom dritten Wahlkörper als Aus⸗ 
ſchußmitglied gewählt. 
Gegen die Giltigkeit der Wahl des D. erhoben Anton B. und 
Conſorten die Einwendung, daß D. mit Gemeindegiebigkeiten ſeit 
mehr als einem Jahre im Rückſtande ſich befinde. 
„Die Bezirkshauptmannſchaft hat die Wahl im Grunde des 8 4, 
a) G. W. O. außer Kraft geſetzt. „da Joſeph D. nach der Beſtäti⸗ 
gung des Bürgermeiſteramtes mit der Zahlung der Bürgerrechtstaxe 
von 16 fl. 17 kr. ſeit dem Jahre 1849 im Rückſtande iſt“. 
„D. gab im Statthaltereirecurſe zu, daß er obigen Betrag an 
die Gemeinderenten ſchuldig fei, machte aber geltend, daß er zur 
Zahlung nicht aufgefordert worden ſei; daß er den Betrag an den 
jetzigen Bürgermeiſter und deſſen Rechnungsführer, die ſein Zutrauen 
verloren hätten, nicht zahlen wollte und führte endlich auch Gründe 
an, aus welchen er die Schuld in der Weſenheit ſchon für bezahlt 
ER und nur pro forma beſtehend erachtet habe. 
ie Statthalterei behob die bezirkshauptmannſchaftliche Entſchei⸗ 
dung weil das Wahlrecht des D. durch 3 a Nai auf 
§ 18 G. W. O. rechtskräftige Eintragung in die Wählerliſte formell 
bereits anerkannt und ſonach auch deſſen Wählbarkeit im § 10 G. W. O. 
begründet ſei; es könnte daher der Wählbarkeit des D. im Grunde 
be 8 3 G. W. O.“) nunmehr bloß vom Standpunkte der 88 11 
und 12 G. W. O. (nämlich aus Gründen der „Ausnahme“ oder 
des „Ausſchluſſes“ von der Wählbarkeit) entgegengetreten werden, wozu 
ein geſetzlicher Grund nicht vorliege“. 3 a 
Im Miniſterialrecurſe des Anton B. und Genoſſen wurde die 
Richtigkeit der Statthaltereianſchauung bekämpft und 1 gemacht, 
daß bei Anwendung der SS 29 und 31 der G. W. O. nicht bloß 
die SS 11 und 12 G. W. O. ſondern auch der § 10 der Gemeinde⸗ 
wahlordnung ins Auge zu faſſen ſind, und daß nach der Argumen⸗ 
tation der Statthalterei auch die Wahl eines Frauenzimmers in den 
Gemeindeausſchuß, wenn ihr kein Hinderniß der 85 11 und 12 G. W. O. 
entgegenſtünde, nicht angefochten werden könnte. Denn da nach § 10 
G. W. O. nur wahlberechtigte Perſonen wählbar ſeien, ſo könne 
Jemanden, dem nach feinen Verhältniſſen überhaupt das active Wahl⸗ 
recht nicht zukömmt, oder der hievon ausgenommen oder ausgeſchloſſen 
iſt, die Wahlfähigkeit nicht zuerkannt werden, wenn er auch etwa 
irrigerweiſe in die Wählerliſte eingetragen und eine Reclamation gegen 
denſelben nicht eingebracht worden wäre. Auch bei Handhabung des Schluß⸗ 
abſatzes des § 31 G. W. O. beziehungsweiſe bei Prüfung der Wähl⸗ 
barkeit einer Perſon, die hier von Amtswegen zu erfolgen habe, dürfte 
für die politiſchen Behörden der Umſtand, ob gegen das active 
Wahlrecht eines in die Wählerliſten Eingetragenen gar nicht oder nicht 
rechtzeitig reclamirt wurde, weder maßgebend noch präjudicirend ſein, 
ſondern es müſſe die Behörde in einem ſolchen Falle ohne Beſchrän⸗ 
kung zu prüfen haben, ob einer gewählten Perſon das active und 
paſſive Wahlrecht nach den geſetzlichen Beſtimmungen überhaupt zu⸗ 
komme oder nicht. 


831, Alinea 4 der böhmiſchen Gemeindewahlordnung lautet allerdings: 
„Die politiſche Behörde hat Wahlen, welche auf Perſonen gefallen And, welche von 
e ausgenommen oder ausgeſchloſſen find, als ungeſetzlich außer Kraft 
zu ſetzen.“ 
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Das Miniſterium des Innern hat unterm 16. März 1872, 
Z. 3331 die angefochtene Statthalterei⸗Entſcheidung abgeändert und 
die Wahl des Joſeph D. in den Gemeindeausſchuß im Grunde des 
§ 31 G. W. O. außer Kraft geſetzt, „weil letzterer nach Ausweis 
der Vorlagen mit einer ihm obliegenden Gemeindegiebigkeit und zwar 
mit dem Reſtbetrage von 16 fl. 17 kr. von der ihm vorgeſchriebenen 
Bürgerrechtstaxe ſeit mehr als einem Jahre im Rückſtande und daher 
gemäß der Beſtimmungen der §§ 4, lit. a und 10 G. W. O, vom 
activen wie vom paſſiven Wahlrechte in der Gemeinde wee ee it”. 

m. 


Das an einem fremden Orte in der Lehre befindliche Kind kommt im 

Sinne der heimatrechtlichen Beſtimmung des § 4 des Gemeindege⸗ 

ſetzes vom 17. März 189 als noch im Familienverbande lebend 
anzuſehen. 


Ignaz Sch., im Jahre 1834 geboren und der eheliche Sohn 
des Karl Sch., damals Gerichtsdieners in der Gemeinde M., kam im 
Jahre 1849 zu dem Förſter in M. in die Lehre, verblieb dort bis 
zum Jahre 1852, wo er als Forſtjunge austrat. Vom Jahre 1852 
an lebte Ignaz Sch. als Forſtbedienſteter ſelbſtſtändig an verſchiedenen 
Orten, hatte ic jedoch bis zu ſeinem im Jahre 1864 erfolgten Tode 
kein ſelbſtſtändiges Heimatrecht erworben. 

Der Vater des Ignaz Sch., vom Jahre 1831 1850 Gerichts⸗ 
diener in der Gemeinde M., wurde im Jahre 1850, während der 
Sohn Ignaz Sch. ſchon in der Lehre war und in der Gemeinde M. 
zurückverblieb, als Gerichtsdiener in die Gemeinde Sp. verſetzt, wo 
er ſeither angeſtellt blieb und das Heimatsrecht beſttzt. 

Anläßlich der Ermittlung des Heimatsrechtes der Gattin des 
Ignaz Sch., der Anna Sch. und der Kinder derſelben hat die Statt⸗ 
halteret entſchieden, daß Anna Sch. und deren Kinder Amalie und 
Antonie in der Gemeinde M. heimatberechtigt ſeien, „da den genann⸗ 
ten Perfonen das Heimatrecht in jener Gemeinde zukommt, in welcher 
der Gatte, beziehungsweiſe Vater Ignaz Sch. zur Zeit ſeines Todes 
heimatberechtigt war; dieſe Gemeinde iſt aber M., da Ignaz Sch. 
durch ſeine Geburt als Sohn des Karl Sch., welcher damals (1834) 
und bis zum Jahre 1850 in der Gemeinde M. als Gerichtsdiener 
angeſtellt war, das Heimatrecht in der genannten Gemeinde erworben 
und ſeither weder durch Anſtellung ſeines Vaters beim k. k. Bezirks⸗ 

gerichte in Sp., zu welcher Zeit Ignaz Sch. nicht mehr im Familien⸗ 
verbande lebte, noch in anderer Weiſe bis zur Zeit ſeines Todes ein 
anderweitiges Heimatrecht erworben hat“. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde M. die Miniſterial⸗ 
berufung eingebracht, in welcher ſie hervorhob, daß im Jahre 1850, 
als Karl Sch. mit feiner Familie zum Bezirksgericht nach Sp. über- 
ſiedelte, Ignaz Sch. 13 Jahre alt war und mit der Ueberſtedlung 
ſeines Vaters, da er noch im Familienverbande lebte, die Zuſtändigkeit 
verändert hat; auch habe Ignaz Sch. während ſeines Verweilens 
außer dem Famtlienverbande und in feiner ſpäteren ſelbſtſtändigen 
Stellung nie einen Heimatſchein von der Gemeinde M. erhalten. 

Dieſem Recurſe der Gemeinde M. hat das Miniſterium des 
Innern mit Entſcheidung vom 4. Februar 1872, 3. 17.501/871 
Folge gegeben und erkannt, daß Anna Sch. und deren Kinder in der 
Gemeinde Sp. heimatberechtigt ſeien: „denn Ignaz Sch. ſei im Jahre 
1850, als deſſen Vater durch ſeine Anſtellung als Gerichtsdiener beim 
k. k. Bezirksgerichte Sp. die Zuſtändigkeit in der Gemeinde Sp. er⸗ 
langte, noch minderjährig geweſen und da er eine ſelbſtſtändige Stel⸗ 
lung nicht innegehabt noch nicht aus dem Familienverbande ausge⸗ 
treten, derſelbe habe daher zugleich mit ſeinem Vater die Zuſtändigkeit 
in der Gemeinde Sp. erworben und dieſelbe bis zu ſeinem Tode be⸗ 
halten“. Kl. 


Zur Zahlung der Koſten für die anläßlich Notzkrankheit eines 
Pferdes im öffentlichen Intereſſe gepflogenen Vorkehrungen kann 
der Pferdeinhaber im politiſchen Wege verhalten werden. 


Die Gutsverwaltung in G.⸗J. hatte ein krankes Pferd, welches 
der Thierarzt als mit verdächtiger Drüſe behaftet erklärt hatte, dem 
Pferdehändler Samuel L. geſchenkt. L. führte das kranke Pferd auf 
den Pferdemarkt zu N. und ſtellte dasselbe im Stalle des Gaſthauſes 
des Anton Z. ein. Hier wurde das Pferd über eine Anzeige des 


Waſenmeiſters vom Bürgermeiſter in N. als rotzverdächtig beanſtändet 
und ſohin dem Waſenmeiſter Martin H. zur Beobachtung und Pflege 
übergeben. 

Die Bezirkshauptmannſchaft K. ordnete die Unterſuchung dieſes 
Pferdes durch einen Thierarzt an und trug zugleich dem N’er Ge⸗ 
meindevorſteher auf, im Falle das Pferd als rotzig oder rotzverdächtig 
erkannt werden ſollte, die im Thierſeuchennormale vom Jahre 1859 
angeordneten Maßregeln zu verfügen, insbeſonders die weitere Ein⸗ 
ſtellung von Pferden in den Stall des Gaſtwirthes Z. ſo lange zu 
unterſagen, bis die Stallung gemäß § 72, Abſ. 8 des Thierſeuchen⸗ 
unterrichtes gereinigt ſein werde. Der Thierarzt D. conſtatirte bei der 
Unterſuchung das Vorhandenſein einer verdächtigen Drüſe und ordnete 
ex commissione an, daß der Stall des Gaſtwirthes 3. gereinigt und 
das Pferd des L. in polizeilicher Aufſicht — vorläufig beim Waſen⸗ 
meiſter — belaſſen werde. Nach einigen Tagen wurde das kranke 
Pferd mit Zuſtimmung des L. vertilgt und bei der Obduction das 
Vorhandenſein der Rotzkrankheit durch den von L. ſelbſt beigezogenen 
Thierarzt ſichergeſtellt. 

Der Gemeindevorſteher von N. fand ſich veranlaßt, gegen den 
Pferdeinhaber L. wegen Uebertretung des 1 15 der Muktorbuung 
die Strafamtshandlung einzuleiten und es wurde dem L. mit einem 
im Grunde des § 62 der Gemeindeordnung geſchöpften Erkenntniſſes 
diesfalls eine Geldſtrafe von 10 fl. auferlegt. 8 

„Die Bezirkshauptmannſchaft ſprach ferner über Begehren des 
Gemeindevorſtehers von N. aus: Samuel L., welcher wiſſentlich ein 
krankes Pferd auf den Markt gebracht und daher die Folgen ſeiner 
vorſchriftswidrigen Handlung zu verantworten habe, ſei ſchuldig, nebſt 
der vom Gemeindeamte auferlegten Geldstrafe die Abdeckerkoſten, dann 
der Gemeinde N. die Desinfectionskoſten und endlich dem Gaſtwirthe 
3. den Erſatz für den durch achttägige Sperrung ſeines Stalles ent⸗ 
gangenen Gewinn, zuſammen in einem Betrage von 50 fl. binnen 
14 Tagen zu bezahlen. 

Im Statthaltereirecurſe machte L. geltend: die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft ſei zu dem Erkenntniſſe auf Erſatz der Desinfectionskoſten 
an die Gemeinde und auf Entſchädigungsleiſtung an den Gaſtwirth 
Anton Z. nicht competent geweſen, da diesfalls nur privatrechtliche 
Anſprüche vorlägen. 

Die Statthalterei beſtätigte das erſtinſtanzliche Erkenntniß, weil 
die fraglichen ſanitätspolizeilichen Vorkehrungen im Hinblicke auf die 
Beſtimmungen des Seuchennormatives vom Jahre 1859 unbedingt 
nothwendig waren und weil dieſelben im öffentlichen Intereſſe ein⸗ 
geleitet werden mußten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 30. März 1872, 
3. 2031 dem Recurſe des Samuel L. gegen die Entſcheidungen der 
Unterbehörde, womit ihm die Verpflichtung auferlegt wurde, abgeſehen 
von der ihm mit dem Erkenntniſſe des Gemeindevorſtandes von N. 
auferlegten Geldſtrafe von 10 fl. die Koſten der wegen ſeines rotz⸗ 
kranken Pferdes nothwendig gewordenen ſanitätspolizeilichen Maß⸗ 
regeln im Betrage von 50 fl. zu berichtigen, keine Folge gegeben. 

A. J. 


Notizen. 


(Stempelbehandlung von Eingaben, welche ſich auf einige 
Artikel der interconfeffionellen Geſetzgebung ſtützen.) 1. Die nach 
Artikel 6 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 über den Austritt aus einer Kirche oder 
Religtonsgenoſſenſchaft bei der politiſchen Behörde zu erſtattende ſchriftliche Anzeige 
oder das die Stelle dieſer Eingabe vertretende Protokoll iſt bei dem Umſtande, als die 
Anzeige vorwiegend im öffentlichen Intereſſe gefordert wird, kein Gegenſtand der 
Gebühr. 2. Die nach Artikel 2 8 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 von der weltlichen 
Behörde aus dem Aufgebotbuche und dem Eheregiſter über Anſuchen der Parteien auszu⸗ 
ferrigenden ämtlichen Zeugniſſe fallen unter die Beſtimmungen der T. P. 12 und 73 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850. 3. Das Protokoll, welches nach § 2 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868 und nach dem § 5 der Miniſterialverordnung vom 1. Juli 1868 
über die Ausſage zweier Zeugen bezüglich der Weigerung des competenten Seelſorgers, 
die Trauung oder das Aufgebot vorzunehmen, aufzunehmen iſt, unterliegt dem Stempel 
von 50 kr. für jeden Bogen. Das nach dem vorerwähnten § 2 des Geſetzez vom 
25. Mai 1868 vom Seelſorger über die Verweigerung des Aufgebotes oder der 
Trauung auszuſtellende ſchriftliche Zeugniß iſt jedoch gebührenfrei. 4. Das nach 
§ 4 der Miniſterial⸗Verordnung vom 1. Juli 1868 bei der politiſchen Be⸗ 
hörde ſchriftlich einzubringende oder zu Protokoll zu gebende Anſuchen um die Vor⸗ 
nahme des Aufgebotes und um die Entgegennnahme der ſeierlichen Erklärung der 
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Einwilligung zur Ehe unterliegt der Gebühr von 50 kr. für jeden Bogen. 5. Auf das 
Protokoll, welches nach $ 11 der Miniſterialverordnung vom 1. Juli 1868 im Falle 
der gänzlichen Nachſicht des Aufgebotes über das eddliche Gelöbniß aufzunehmen ift, 
hat die unter Z. 3 berufene Tarifpoft Anwendung. 6. Das nach § 8 des Gefetzes vom 
25. Mai 1868 und $ 12 der Miniſterial⸗Verordnung vom 1. Juli 1868 über den 
Act der Eheſchließung aufzunehmende Protokoll unterliegt als Rechtsurkunde der 
Gebühr von 50 kr. für jeden Bogen, nicht aber auch zugleich dem Protokollsſtempel. 
(Ftnanzminiſterial⸗Erlaß vom 28. December 1868, 3. 37.375). 


(Beſtreitung der Zeugengebühr in Straffällen vor den 
politiſchen Behörden.) 1. Die Beſtimniungen der $$ 334 und 335 der Straf⸗ 
proceßordnung vom 29. Juli 1853 haben bezuglich der Erfolgung von Gebühren an 
Zeugen und Kunſtverſtändige bei den zur Competenz der Bezirkshauptmannſchaften 
gehbrigen Strafamtshandlungen analoge Anwendung zn finden. 2. Den zu derlei 
Strafamtshandlungen als Zeugen vorgeladenen Gendarmen, vom Wachtmeiſter ab⸗ 
wärts, tft nach Analogie der für das ſtraf⸗ und gefällsgerichtliche Verfahren beſtehenden 
Vorſchriften, wenn der Ort der Vernehmung über zwei Stunden vom Stationsorte 
entfernt iſt, an Reiſekoſten⸗Vergütung 26 kr. für jede Stunde der Hin⸗ und Rückreiſe, 
beziehungsweiſe bei Benützung der Eiſenbahn oder des Dampfſchiffes die tarifmäßige 
Fahrgebühr und überdies, wenn die Rückkehr in den Stationsort an demſelben Tage 
nicht möglich, die Durchzugskoſt⸗Gebühr der Armee zu entrichten. — Die Auszahlung 
der sub 1 und 2 erwähnten Gebühren hat vorſchußweiſe aus den Amts⸗Pauſchalien 
der Bezirkshauptmannſchaften zu erfolgen. Der ſchuldig Befundene iſt zum Erſatze 
des entſprechenden Betrages zu verhalten (§ 341 der St. P. O.) und es hat nöthigen⸗ 
ſalls die executive Eintreibung in gleicher Weiſe wie bei Strafgeldern platzzugreifen. 
Wird der Angeklagte nicht ſchuldig befunden oder iſt er zahlungsunfähig, ſo fallen die 
Gebühren der Dotation für die politiſche Verwaltung zur Laſt, wenn nicht der An⸗ 
kläger nach Analogie des § 342 der St. P. O. zur Tragung dieſer Gebühren ver⸗ 
pflichtet werden kann und ift die Erſatzleiſtung der aus dem Amtspauſchale vorge⸗ 
ſtreckten und nicht hereingebrachten Gebühren hier anzusprechen. Uebrigens iſt die Vor⸗ 
ladung von Zeugen zu politiſchen Strafamtshandlungen mit Rückſicht auf die ſumma⸗ 
riſche Natur des Verfahrens thunlichſt zu beſchränken und deren Vernehmung wo mög⸗ 
lich bei Abhaltung von Commiſſionen oder bei periodiſchen Amtstagen vorzunehmen. 
— Gendarmen und andere öffentliche Organe ſind nur dann perſönlich vorzuladen, 
wenn die von denſelben eingebrachten ſchriftlichen Relattonen nicht genügen follten. — 
(Erlaß des Miniſters des Innern vom 31. Mai 1869, Z. 5536.) 


(Execution der Freiſchurfgebühren.) Nach $ 28 der Beſtimmungen 
über den Wirkunskreis der Statthalterei vom 19. Jänner 1853 hat dieſe in höherer 
Inſtanz in allen Angelegenheiten ihrer Wirkſamkeit zu entſcheiden, worüber eine ihr 
unterſtehende Behörde entſchieden hat. — Die Steuerexecution gehört jedoch nicht in 
das Bereich der Wirkſamkeit der Statthalterei, da nach den Beſtimmungen über die 
Amtswirkſamkeit der politiſchen Behörden vom Jahre 1853 und der denfelben bei⸗ 
geſchloſſenen Ueberſicht der Wirkungskreiſe die executive Eintreibung der Steuern den 
politiſchen Bezirksbehörden und die Ueberwachung der geſetzlichen Maßregeln zur 
zwangsweiſen Einbringung der Steuerrückſtände nach Maßgabe der Steuerexecutions⸗ 
ordnungen den beſtandenen Kreisbehbrden nur kraft des dieſen beiden Behörden unter 
der Leitung und Oberaufficht der Finanzlandesbehörde übetragenen Wirkungskreiſes 
in Steuerſachen zugewieſen wurde, womit auch die für Böhmen erlaſſene Steuerexecu⸗ 
tionsordnung vom Jahre 1859, insbeſondere der § 38 derſelben übereinſtimmt und in 
welcher Competenz, was die Statthalterei anbelangt, in Folge der Aufhebung der 
Kreisbehörden keine Aenderung eingetreten iſt. Da nun auf die Freiſchurfgebühren die 
Vorſchriften über die Einbringung der directen Steuern Anwendung zu finden haben, 
auch die Sorge für die Einhebung und Eintreibung dieſer Gebühren in Folge des 
Finanzminiſterial⸗Erlaſſes vom 7. November 1863, Z. 28.815, an die Finanzbehörden 
überging, ſo fällt die Entſcheidung über Beſchwerden, in welchen die Geſetzmäßigkeit 
eines von der politiſchen Bezirksbehörde anläßlich ſolcher rückſtändiger Gebühren vor⸗ 
genommenen Exeentionsgetes angefochten wird, unbeſchadet der Competenz in Dis⸗ 
ciplinarfällen nicht in das Bereich der Wirkſamkeit der Statthalterei, ſondern der 
Finanzlandesbehörde, der ed unbenommen bleibt, mit der Statthalterei als Oberberg ⸗ 
behörde das Einvernehmen zu pflegen. (Erlaß des Miniſters des Innern vom 29. Auguſt 
1869, 3. 10.893). 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern au alle Landeschefs vom 10. März 
1872, 3. 1857, betreffend die Inanſpruchnahme von Krankenverpflegskoſten⸗ 
Erſatzen gegenüber Rußland. 

Mit dem hierortigen Erlaſſe vom 10. April 1868, 3. 1396 / M. J., betreffend 
die Behandlung der Verpflegskoſten⸗Erſätze gegenüber den einzelnen fremden Staaten 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


wurde Eurer ... . in Folge einer Eröffnung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern 
im Punkte 2 mitgetheilt, daß gegen Rußland (ohne Polen) in Zukunft von allen Ver⸗ 
pflegskoſten⸗Reclamationen für gewöhnliche (d. i. nicht geiſteskranke) Kranke abzuſehen 
ſei, mit Ausnahme jener Fälle, wo die Verpflegten oder deren alimentatiouspflichtige 
Verwandte in der Lage find, die Koſten zu erſetzen. 

Allein die nunmehr in Bezug auf Rußland vorliegenden Erfahrungen und ein 
hierauf geſtützter Antrag des k. und k. Miniſtertums des Aeußern veranlaſſen das Mi⸗ 
niſterium des Innern, die vorangeführte Beſtimmung dahin zu modifieiren, daß Ruß⸗ 
land gegenüber die Verpflegskoſten⸗Vergütung auch durch die Länderfonds einzutreten 
habe, wogegen auch wir für die Verpflegung ruſſiſcher Staatsangehöriger (mit Aus» 
nahme jener aus Polen) den Erſaß begehren können. 

Ich beehre mich Eure hievon zur Wiſſenfchaft und weiteren gefälligen 
Veranlaſſung in Kenntniß zu ſetzen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 7. März 1872, Z. 3417, betref⸗ 
fend die Verſtändigung des Handelsminiſteriums über Erſcheinen, Verlauf und 
Erlöſchen der Rinderpeſt. 


Das k. k. Handelsminiſterium hat es im Intereſſe des geregelten Verkehres 
mit Vieh⸗ und thieriſchen Rohproducten als äußerſt wünſchenswerth dargeſtellt, daß 
die politifchen Landesſtellen von allen Anordnungen in Bezug auf das Erſcheinen, den 
Verlauf und das Erlöſchen der Rinderpeſt nicht nur die in ihrem Gebiete liegenden 
Bahnverwaltungen, ſondern auch das Handelsminiſterium behufs Verſtändigung der 
übrigen Bahnverwaltungen, ſo wie auch die benachbarten auswärtigen Regierungen 
unverweilt und im Falle der Dringlichkeit ſelbſt im telegraphiſchen Wege in Kenntniß 
ſetzen. 

Um dieſem begründeten und ſehr beachtenswerthen Wunfche zu entsprechen, er⸗ 
ſuche ich Eure Hochwohlgeboren das hiernach weiters Geeignete gefälligſt verfügen 
zu wollen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 13. December 1871, Z. 17.469, wegen 
Mittheilung über Anſtellungen der Militärpenſtoniſten im Civildienſte an das 
Reichskriegsminiſterium. 


Das k. und k. Reichskriegsminiſterium hat den Wunſch anher ausgedrückt, 
daß demfelben in Hinkunft jede Anſtellung eines Militärpenſioniſten im Civildienſte 
rechtzeitig mitgetheilt werde, damit dasſelbe bezüglich der Militärpenſion des Betreffen⸗ 
den die nöthige Verfügung treffen kann. 

Indem ich Euer hievon zur Darnachachtung in Kenntniß ſetze, erſuche 
ich hiernach das weiters Geeignete veranlaſſen zu wollen. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Cabinetsſecretär, Hofrathe Stefan von Päpay das 
Ritterkreuz des St. Stephan⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe des Ackerbauminiſteriums Joſeph 
Held das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den quieseirten ſiebenbürgiſchen Ingenieur⸗ 
Aſſiſtenten Ferdinand Neumann zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in der Bu⸗ 
kowina ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtinſpectorsſtelle für Mähren mit 1500 fl. Gehalt und 800 fl. Reiſepau⸗ 
ſchale, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 107.) 

Steuereinnehmersſtelle in Nieder⸗Oeſterreich mit 1100 fl. Gehalt jährlich, 
eventuell 1000 fl. oder eine Controlorſtelle mit 1000 fl, 900 fl. oder 800 fl. oder 
endlich eine Officialsſtelle mit 700 fl., 600 fl. oder 500 fl., bis 5. Juni. (Amtsblatt 
Nr. 108.) 

Bauadjunctenſtelle 1. Cl. in Schleſien mit 800 fl. Gehalt, eventuell eine Bau⸗ 
adjunctenſtelle II. Cl. mit 700 fl. Jahresgehalt, ferner 2, eventuell 3 Baupraktican⸗ 
tenſtellen mit je 400 fl. Adjuten, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 108.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Ampezzo mit 600 fl. 
Gehalt jährlich, bis 20. Mat. (Amtsbl. Nr. 106.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Mähren mit 600 fl. Gehalt jährlich, bis Ende Mat. 
(Amtsbl. Nr. 105.) 

Drei Bauprakticantenſtellen in Mähren mit je 400 fl. Adjutum, bis 10. Junk. 
(Amtsbl. Nr. 107.) 

Prakticantenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. ſchleſiſchen Landes⸗ 
regierung mit 200 fl. Adjutum jährlich, bis 24. Mat. (Amtsbl. Nr. 106.) 0 

Vermeſſungsdiurniſten bei den nieder⸗öſterr. Bezirksſchätzungscommiſftonen je 
mit 1 fl. 50 kr. Taggeld. (Amtsbl. Nr. 100). 


Für den Drud verantwortlich C. Piſtori. 


